
Konzessionen im Blick
EU-Kommission überprüft Auswirkungen der eigenen Richtlinie

BRÜSSEL. Die EU-Kommission hat
drei Jahre nach Umsetzung der Kon-
zessionsrichtlinie in allen Mitglieds-
staaten keine belastbarenErkenntnis-
se darüber, ob die ursprünglich be-
nannten Ziele erreicht wurden. Ein-
geführt hatte die EUdieRichtlinie, um
mehr Rechtssicherheit und Anbie-
tern einenbesserenZugang zumKon-
zessionsmarkt zu gewährleisten.
Doch die Datenlage dafür sei dünn,
räumt sie in einem Bericht über die
Richtlinie ein, der in englischer Spra-
che vorliegt. Mehr Klarheit erhofft
sich die Kommission in einigen Jah-
ren. Dann liegt eine Statistik über
einen längeren Zeitraum vor.

In der Tendenz lässt sich feststel-
len, dass die Richtlinie 2014/23/EU
dazu geführt hat, dass mehr Konzes-
sionen vergeben werden, was die
Kommission als Erfolg wertet. Dieses
Ergebnis ist aber wenig überra-
schend, denn eine Nichtbeachtung
der Richtlinie oder eine fehlende Um-
setzung in den einzelnen National-
staaten würde ein Vertragsverlet-
zungsverfahren nach sich ziehen.
Dennoch hat eine Vielzahl von Mit-
gliedsstaaten die Richtlinie erst mit

Verspätung eingeführt. Die Kommis-
sion hat Gründe gesammelt, die aus
Sicht der Konzessionsgeber bei der
praktischen Umsetzung der Richtli-
nie Schwierigkeiten bereiten. Das be-
trifft unter anderem „mangelnde Be-
schaffungskompetenzen, Änderun-
gen von Verträgen während der Lauf-
zeit, die Berechnung des geschätzten
Auftragswerts und die künstliche Auf-
teilung in Lose“.

Gegenstand von Streitigkeiten
sind immer wieder auch die Ausle-
gung und Überprüfung von Aus-
schlussgründen sowie die Formulie-

rung sinnvoller Zuschlagskriterien als
Ergänzung zum Preis. Der Gesamt-
wert von Vergaben in Form solcher
Konzessionen über dem Schwellen-
wert von 5,382 Millionen Euro be-
läuft sich nach Angaben der Kommis-
sion auf 377,5 Milliarden Euro in den
Jahren von 2016 bis 2021. Das sind
EU-weit zwölf Prozent des gesamten
Beschaffungsmarkts. (dis)

MEHR ZUM THEMA
Bericht zur Richtlinie unter:
https://kurzelinks.de/konzess

Tankstellenbetrieb - ein typischer Fall für eine Konzessionsvergabe. FOTO: DPA/CHRISTIAN CHARISIUS

Busse auf
Bestellung
TUTTLINGEN. Im Kreis Tuttlingen
wird das reguläre Busangebot im öf-
fentlichen Personennahverkehr ab
Mai des kommenden Jahres durch
einen sogenanntenOn-Demand-Ver-
kehr ergänzt. Die Vergabe der Leis-
tungen an ein Busunternehmen aus
Tuttlingen wurde vor wenigen Tagen
vom Kreistag beschlossen.

Der On-Demand-Verkehr sieht
künftig vor, dass Busse in den Zeiten
mit schwacher Auslastung am Wo-
chenende oder am Abend auf Abruf
bereitstehen und 35 Orte im Kreis be-
dienen. Überdies können Fahrten per
App, Internet oder Telefon gebucht
werden.

Auf die europaweite Bekanntma-
chung hatten sich drei Firmen gemel-
det und Angebote abgegeben. Die
Leistungsbeschreibung umfasst den
Einsatz von sieben Kleinbussen samt
Personal, Betrieb und Wartung sowie
Software in Form einer Fahrgast-App,
einer Fahrer-App inklusive Hinter-
grundsystemenund Internetseite. Be-
standteil der Ausschreibung war zu-
dem eine Buchungs- und Disposi-
tionszentrale.

Die Summe, die der Kreis für das
On-Demand-Angebot nun ausgeben
muss, liegt knapp unterhalb der Kos-
tenschätzung. Insgesamt wird der
Kreis dafür 1,495 Millionen Euro pro
Jahr bezahlen, gerechnet hatten die
Verantwortlichen zunächst mit 1,53
Millionen Euro. Der Vertrag wird bis
zum Fahrplanwechsel im Dezember
2029 laufen.

Die Leistung wurde als Gesamt-
leistung und nicht in Form von Fach-
losen ausgeschrieben. Das wäre mit
Blick auf das Bereitstellen der Busse
oder der Buchungsplattform denk-
bar gewesen. „Die Verwaltung zielte
jedoch (…) darauf ab, dass Komplett-
anbieter oder Bietergemeinschaften
sich auf die Ausschreibung bewer-
ben“, hieß es vonseiten der Kreisver-
waltung.

In der Praxis war es so, dass alle
drei Bieter die Buchungskomponen-
ten vom selben Anbieter dazukau-
fen. „Die Ausschreibung des On-De-
mand-Verkehrs hat für den Land-
kreis ein sehr gutes Ergebnis ge-
bracht“, lautete das Fazit der Ver-
waltung. (dis)
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Kurz not iert

Muster für Ausschreibungen
von Büropapier

DESSAU-ROSSLAU. Trotz aller Digi-
talisierungsbemühungen in der Ver-
waltung wird immer noch viel Papier
benötigt. Kommunen können für ihre
Ausschreibungen von Büropapier
nunMusterbücher beimUmweltbun-
desamt bestellen. Sie unterstützen bei
der Auswahl des richtigen Papiers. Es
handelt sich dabei ausschließlich um
Recyclingpapiere auf Grundlage des
Gütesiegels Blauer Engel. (dis)
https://kurzelinks.de/RCpapier

Bescheinigung steht nun
digital zur Verfügung

KARLSRUHE. Die für öffentliche
Ausschreibungen im Baubereich
wichtige Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung kann nun digital abgerufen
werden. Das teilt die Berufsgenossen-
schaft Bauwirtschaft in Karlsruhemit.
Mit der Bescheinigung weisen Unter-
nehmen gegenüber Auftraggebern,
aber auch Subunternehmer gegen-
über Hauptunternehmen nach, dass
sie Mitglied der Berufsgenossen-
schaft sind und alle Versicherungs-
beiträge bezahlt haben. Über ein Por-
tal kann die Bescheinigung von regis-
trierten Institutionen als PDF abgeru-
fen werden. (dis)

Ausschreibung für Bodycams
wird technisch überarbeitet

ERFURT. Die Ausschreibung von Bo-
dycams für Polizisten in Thüringen
verzögert sich und wird teurer. Bis-
her war vorgesehen, dass die Kame-
ras, die an den Oberkörperwesten an-
gebracht sind, im Bedarfsfall von den
Polizisten selbst eingeschaltet wer-
den. Jetzt sollen sie automatisch die
Geschehnisse im Sichtfeld des
Polizisten aufzeichnen, sobald dieser
eine Waffe zieht. Dafür ist der Ein-
bau neuer Sensoren nötig. Dies erfor-
dert, die Leistungsbeschreibung neu
abzufassen. (dis)

Unternehmenmüssen
Vergaberecht anwenden

Pr ivat recht l i che Unternehmen,
die s taat l i che Subvent ionen
erhal ten und bei Bauarbei ten
die Rol le des Auft raggebers
übernehmen, müssen wie ein
öf fent l i cher Auft raggeber han-
deln, wenn mindestens die
Häl f te des Auft ragswerts bezu-
schuss t wird und wenn es s i ch
um besondere Arten von Hoch-
und Tiefbauarbei ten handel t .
S ie müssen dann nach EU-Ver-
gaberecht ausschre iben.

NÜRNBERG. Juristische Privatperso-
nen wie zum Beispiel eine Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung
(GmbH) unterfallen als sogenannte
subventionierte Auftraggeber in be-
stimmten Fällen dem europäischen
Vergaberecht. Laut Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)
betrifft das Fälle, in denen sie von
Stellen, die unter Paragraf 99 Num-
mer 1, 2 oder 3 desGWB fallen, wie et-
wa dem Land Baden-Württemberg,
zu mehr als 50 Prozent für die aus-
zuführenden Bauarbeiten finanziert
werden.

Zu diesen Bauarbeiten zählen
Tiefbaumaßnahmen sowie bestimm-
teHochbautenwie die Errichtung von
Krankenhäusern, Sport-, Erholungs-
oder Freizeiteinrichtungen, Schul-,
Hochschul- oder Verwaltungsgebäu-
den oder damit in Verbindung ste-
hende Dienstleistungen und Auslo-
bungsverfahren.

EU-Vergabe beschränkt sich auf
bestimmte Hoch- und Tiefbauten

Das GWB und die europäische Ver-
gaberichtlinie beschreiben die Tief-
und Hochbauten nicht näher. Aller-
dings beschränkt der Europäische
Gerichtshof (Urteil vom 26. Septem-
ber 2013, Aktenzeichen: C 115/12,
Frankreich/Kommission) die Verga-

be nach EU-Recht ausdrücklich nur
auf die oben genannten öffentlichen
Bauten. Die Liste ist insoweit aber ge-
nerisch auszulegen.

Im Interesse einer wettbewerbs-
konformen und den Gleichbehand-
lungsgrundsatz beachtenden Verga-
be werden nach der Rechtsprechung
(Oberlandesgericht München, Be-
schluss vom 10. November 2010, Ak-
tenzeichen: Verg 19) auch alle dieje-
nigen Bauwerke erfasst, die in un-
trennbarem oder engem Zusammen-
hang mit den aufgezählten Bauwer-
ken stehen, soweit sie auch Teil der
Daseinsvorsorge auf dem Gebiet der
genannten Bauprojekte sind. So ist

zum Beispiel ein Pflegeheim für äl-
tere Menschen oder ein Wohnheim
für körperbehinderte Menschen
einem Krankenhaus gleichzustellen,
wenn ihr Hauptzweck darin besteht,
alte oder behinderte Menschen me-
dizinisch zu versorgen. Außerdem
müssen die dort genannten (Bau-)
Maßnahmen weder zwingend einem
„kollektiven Bedarf der Nutzer“ oder
dem „herkömmlichen Bedarf öffent-
licher Körperschaften“ dienen, mei-
nen die Luxemburger Richter.

Der in Paragraf 99 Nummer 4 Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen verwandteBegriff der „Errich-
tung“ umfasst nach der Rechtspre-

chung (Oberlandesgericht Celle, Be-
schluss vom 29. November 2016, Ak-
tenzeichen: 3 Verg 8/16) auch Re-
konstruktionen, Sanierungen und
Modernisierungen, um die europa-
rechtlich geforderte weitgehende
Marktöffnung für Bauaufträge zu er-
reichen. Einzelne Berufstätigkeiten
im Baugewerbe (Gewerke) sind nicht
nur Bestandteile eines neu zu errich-
tenden Bauwerks, sondern sind auch
Bestandteil eines Bauvorhabens, das
zum Ziel die Modernisierung, Re-
konstruktion oder Sanierung hat.

Die Vorschrift entspricht zwar im
Wesentlichen der Vorgängerrege-
lung. Allerdings wurde das Verb „fi-
nanzieren“ durch „subventionieren“
ersetzt. Damit wurde der EU-Wort-
laut übernommen, der insofern wei-
ter zu verstehen ist als die bisherige
Formulierung.

Nach der europäischen Vergabe-
richtlinie kommt es in erster Linie
nicht auf eine direkte Finanzierung
durch einen öffentlichen Auftragge-
ber an. Entscheidend ist vielmehr, ob
die Leistung als Subvention betrach-
tet werden kann. Der Begriff „sub-
ventionieren“ beschränkt sich dabei

nicht auf positive Leistungen, son-
dern umfasst auch sonstige Begüns-
tigungen, wie etwa Steuernachlässe,
so der Unionsgerichtshof. Eine zu
enge Auslegung würde andernfalls
eine Umgehung der Vorschrift er-
möglichen.

Was der Gesetzgeber zu den
Subventionen zählt

Zu den Subventionen zählen vor al-
lem vorhabenspezifische verlorene
Zuschüsse. Ausschlaggebend ist die
Bereitstellung der (staatlichen) Zu-
wendung für das jeweilige Bauvorha-
ben oder den damit in Verbindung
stehenden Dienstleistungen, was bei
(ausschließlich) institutionell ge-
währten Subventionen nicht mehr
der Fall wäre.

Finanzmittel, die einem Unter-
nehmen im Allgemeinen gewährt
werden, fallen nicht unter die Vor-
schrift. Schließlich ist für die Berech-
nung der Zeitpunkt der Ausschrei-
bung maßgeblich und in welcher Hö-
he der Auftraggeber mit (staatlichen)
Fördermitteln bei seiner Gesamtkal-
kulation gerechnet hat.

Expertenbeitrag:
Subvent ionen

Holger Schröder,
Fachanwal t für Vergaberecht ,
Par tner von Rödl&Par tner , Nürnberg

Unternehmen können unter das Vergaberecht fallen. Dies ist dann der Fall, wenn die auszuführenden Bauarbeiten zu mehr als 50 Prozent durch einen öffentlichen Auftraggeber fi-
nanziert werden und als Subvention betrachtet werden können. FOTO: DPA/IMAGEBROKER/MICHAEL PEUCKERT

Auftraggeber des privaten Rechts

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen regelt, wer wie ein öffentlicher
Auftraggeber handeln muss: Paragraf 99
Nummer 4 sieht darunter „natürliche
oder juristische Personen des privaten
Rechts sowie juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts, die für Tiefbau- und
Hochbaumaßnahmen Mittel erhalten,

mit denen diese Vorhaben zu mehr als
50 Prozent subventioniert werden“. Zu
den Hochbaumaßnahmen zählen Kran-
kenhäuser, Sport-, Erholungs- oder Frei-
zeiteinrichtungen, Schul-, Hochschul-
oder Verwaltungsgebäude sowie die da-
mit in Verbindung stehenden Dienstleis-
tungen und Wettbewerbe.
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